
„Quo vadis“, SPD? Die Frage, wohin die SPD geht, gehen
soll, ist auch auf dem letzten Parteitag in Berlin noch
nicht ausreichend beantwortet worden. Spätestens, seit-
dem die Folgen der Agenda2010-Beschlüsse zum Nie der -
gang der Partei führten, sucht die SPD nach einem kla-
ren Kurs.

In 2008, auf dem Zukunftskonvent in Nürnberg, wurde
die Krise deutlich, in der sich die Partei nach 10 Regie -
rungsjahren befand. Unter dem  Motto: „Aufstieg und
Gerechtigkeit“ versuchte Kurt Beck, das Thema Soziale
Gerechtigkeit wieder für die SPD zu besetzen, ohne die
Themen der „Mitte“ aufzugeben. Dieser Spagat gelang
damals nicht und gelingt bis heute nicht ausreichend. 

Die Linke hat längst mit einfachen Parolen Wahlwillige
aus dem Prekariat an sich gebunden. Ein noch größerer
Teil der ehemaligen Stammwählerschaft der SPD ist im
Lager der Nichtwähler zu finden. Sich als Partei der Mit -
te und damit als Volkspartei glaubhaft aufzustellen,
fällt schwer, bis heute! Dem linken Rand der Gesell -
schaft um jeden Preis und ohne Aussicht auf Erfolg zu
umwerben heißt, in der Mitte unglaubwürdig zu wer-
den. Der Anspruch der CDU und vor allem der FDP, als
Partei der Mitte zu gelten (d. h. gemäßigt konservativ,
mit sozialem Gewissen), ist durch die Realpolitik von
Schwarz/Gelb im Bund und in NRW gescheitert. Die
Wähler lassen sich von Schwarz/Gelb nicht länger täu-
schen! 

CDU und FDP haben sich selbst als Klientel-Vertretung
demaskiert. Nun gilt es, diese Chance zu nutzen und un -
zufriedene, ideologisch nicht festgelegte „Mitte“-Wäh -
ler/innen für uns zu gewinnen.

Peer Steinbrück hat es auf dem SPD-Parteitag im Sep -
tem ber mit seinen Forderungen auf den Punkt ge bracht:
Die SPD müsse glaubwürdige und kompetente Ange bo -
te an Existenzgründer, Mittelständler und an gut aus -
gebildete junge Frauen und Männer machen. „Es reicht
nicht aus, über die Interessen von Rentnern und Hartz-
IV-Empfängern zu reden. Wir müssen den 20- bis 30-
Jährigen sagen können, wie wir uns ihre Zukunft vor-
stellen.“ Dies müsse die Partei durch unterschiedliche
politische Charaktere auch repräsentieren. Wenn die
SPD Volkspartei bleiben und bei Wahlen wieder dauer-
haft über 30 Prozent gewinnen wolle, müsse die Partei
drei Dinge erreichen: die soziale Balance wieder herstel-
len, wirtschaftliche Kompetenz inhaltlich und personell
besetzen und Plattform für die großen gesell schaft li -
chen Auseinandersetzungen sein. Die SPD könne nur
die Schutzmacht der Schwachen sein und bleiben,
wenn sie nicht diejenigen geringschätzt, die hart arbei-
ten und sich an die Spielregeln halten. Man dürfe den
„pro duktivistischen Kern“ der Gesellschaft nicht verges-
sen: „Die SPD braucht Leute, die Projekte machen“.

Diesen Forderungen ist aus Sicht der AGS nichts hinzu-
zufügen. 

Siegmar Gabriel sieht auf dem Parteitag die Industrie
als Grundlage des Wohlstands in Deutschland. Die In -
dus triegesellschaft müsse zukunftsfähig bleiben. Eine
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Allianz mit mittelständischen Unternehmern soll
für eine gerechte Globalisierung sorgen. Gabriel er -
kennt die Chance der SPD, wieder als Partei der Mit -
te wählbar zu werden: „Merkel macht Platz in der
bürgerlichen Mitte der Gesellschaft. Das sind die,
die sich für Aufstieg, Bildung und Leistung interes-
sieren, aber auch für sozialen Ausgleich, Umwelt-
und Verbraucherschutz.“

Diese Position machen uns die Grünen allerdings
erfolgreich streitig. Gabriel erkennt, dass die Grü nen
Projektionsfläche für widersprüchliche Wün sche
unzufriedener Wähler sind, ähnlich wie die FDP vor
der Bundestagswahl. Doch Industriepolitik, Sicher -
heit und Soziales seien die harten Themen, um die
es in Zukunft gehen werde.

Unsere Partei und auch wir, die AGS, müssen – bei
aller angestrebter und gelebter Partnerschaft – die
Grünen als das erkennbar machen, was sie sind: eine
von einem erfolgreichen und gebildeten Wohl -
stands bürgertum getragene Partei, die wenige,
aber wichtige Themen besetzt.  Das reicht nicht für
den Anspruch der Grünen, Volkspartei zu sein oder
zu werden. Aber es reicht offenbar, die Menschen
zumindest kurzfristig zu begeistern, wie die Um -
frageergebnisse zeigen. 

Eine dem NRWSPD-Parteivorstand im Oktober vor-
getragene Wahlanalyse zeigt u. a., dass die Grünen
in „Boomtowns“ besonders zulegen, während wir
dort Verluste hinnehmen müssen. Dass die Grünen
bei jungen Leuten und Mitarbeitern im öffentlichen
Dienst höchste Zuwächse hat, überrascht nicht.
Dass wir in Gebieten zulegen konnten, die mittel -
stän disch geprägt sind, sollte uns Mut machen. Mit
differenzierten Antworten auf Fragen unserer Zeit (s.
„Stuttgart 21 ist überall“, S. 3), mit Problem lö sun gen,
die keiner kleinen Gruppe, sondern breiten Be völ ke -
rungs kreisen zu Gute kommen, müssen wir glaub-
haft um Wähler werben. Unsere Bildungs poli tik muss
Aufstiegschancen unabhängig von der Her kunft zur
Regel werden lassen. (Weiter-) Bildung in Schule und
Beruf ist unser Thema, wir sind die Par tei der Auf -
steigewilligen. Dazu muss die Partei allerdings kon-
kretere Aussagen erarbeiten, als auf denn letzten
Parteitagen zu hören waren.

Lasst uns bei der Erneuerung der SPD helfen, z. B.
durch Mitarbeit bei den in Bund und Land geplanten
Themen-Workshops und Foren. Lasst uns als AGS
den Kontakt zu den Kammern intensivieren und be -
rechtigte Forderungen übernehmen (s. „Einsatz für
das Handwerk“, S. 4). Durch die Erarbeitung konkre-
ter Problemlösungen muss erkennbar werden: Die
AGS ist DER Vertreter klein- u. mittelständischer Un -
ter nehmensinteressen! In diesem Sinne die Wieder -
holung eines (inzwischen abgewandelten) Aufrufs:
„Es gibt viel zu tun: MACHEN WIR WEITER!“

In diesem Sinne: Glück auf!

André Brümmer
AGS-Landesvorsitzender NRW
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André Brümmer:
Stuttgart21 ist überall

Die AGSNRW setzt sich auch für den Industrie stand -
ort Nordrhein-Westfalen und eine gute Infra struk -
tur ein. Aktuell zeigt Stuttgart21, welche Probleme
mit einem solchen Groß projekt verbunden sind. Ist
Stuttgart21 überall, auch in NRW?

Eine bekannte Weisheit der Cree-Indianer lautet:
Erst wenn der letzte Baum gerodet, der letzte Fluss
vergiftet, der letzte Fisch gefangen ist, werdet ihr fest-
stellen, dass man Geld nicht essen kann. Öko-Funda -
mentalisten leiten aus dieser Warnung die Forde -
rung ab, den Wald sich selbst, die Flüsse den Fluss -
geistern und die Fische den Bären und Fischreihern,
allenfalls noch Anglern zu überlassen.
Manche Marktliberale vertreten gegensätzliche
Positionen: Macht Euch die Erde (hemmungslos) un -
tertan! Regenwälder abzuholzen bringt Profit! Flüs -
se sind natürliche (und billige) Abwasserleitungen!
Fische sind dazu da, sie rücksichtslos als Fischstäb -
chen und Fischmehl zu vermarkten!
Vergleichbar gehen auch die Meinungen bei Groß -
projekten wie z. B. Stuttgart 21 auseinander. Bei die-
ser Polarisierung ist es schwer, einer differenzierte-
ren Meinung Gehör zu verschaffen.

Bleiben wir beim Beispiel Stuttgart. Es ist be gründ -
bar, das gesamte Projekt abzulehnen, politische
Legitimation hin oder her. Es ist simpel, das Projekt
rücksichtslos durchsetzen zu wollen, nach dem Mot -
to: „Augen zu und durch“. Da haben es die Genossin -
nen und Genossen im Ländle schwer mit ihrer
„sowohl als auch“-Haltung. Nach ihrer Zustimmung
für das Projekt hat sich die Situation so verändert,
dass ein Innehalten und Überdenken sinnvoll er -
scheint. Rechtfertigen die exorbitant gestiegenen
Bau kosten und die bisher von CDU/FDP und Bahn
verschleierten  Planungsmängel ein einfaches „Wei -
ter so“? Muss nicht auf der Grundlage erst jetzt be -
kannt gewordenen Fakten geprüft werden, ob und
wie es weiter geht? Ist speziell dieses Prestige-

Projekt noch vertretbar in einer Zeit, in der um 5 €
für arme Kinder gerungen wird? Ist es nicht höchste
Zeit, die von der CDU einst versprochene, aber nicht
durchgeführte Bürgereinbindung (Bürgerent scheid)
durchzuführen?
Die Haltung der SPD wird von der Presse gerne als
lavieren und herumeiern kritisiert. Aber die SPD ver-
tritt den einzig gangbaren Weg, technische Groß -
projekte in unserer Zeit noch realisieren zu können.
Das gilt auch und gerade für NRW. Wir sind noch
immer ein wichtiger Industriestandort. Das bedeu-
tet: Wir müssen uns um Erhalt und Schaffung von
Arbeitsplätzen bemühen. Wir müssen uns für eine
gute Infrastruktur einsetzen. Aber es bedeutet auch:
Umweltschutz ernst nehmen. Politische Verant wor -
tung tragen heißt für die NRWSPD: Vereinbarkeit
von Ökologie und Ökonomie anstreben. Für notwen-
dige Industrie- und Infrastruktur-Projekte werben
und sachlich informieren. Auflagen so gestalten,
dass sie technische Vorhaben nicht automatisch ver-
hindern, sondern für möglichst große Umwelt ver -
träg lichkeit sorgen. Für CDU und FDP hat ökologi-
sche Politik nur eine Alibi-Funktion. Eine fundamen-
tale Umweltpolitik führt zu verantwortungsloser
Vernichtung von Arbeitsplätzen und verminderter
Wettbewerbsfähigkeit unserer Wirtschaft. Unsere
Antwort auf die Warnung der Cree-Indianer lautet:
Waldwirtschaft nachhaltig betreiben, Flüsse rein hal-
ten und als ökologisch sinnvollen Transportweg nut-
zen, Fischfang-Regeln durchsetzen, die eine Über -
fischung verhindern und Fisch als Nahrungsquelle
auch für zukünftige Generationen bewahren.
Die genannten Wirtschaftszweige sorgen für (aus-
kömmlichen?) Lohn der dort Beschäftigten und Pro -
fit der Unternehmer. Aber Profit ist nicht alles! Geld
kann man nicht essen, aber: ohne Geld kein Essen!

Ist Stuttgart 21 überall? Nein! Dort, wo verantwort-
lich regiert wird, z. B. in NRW, bisher in dieser Form
(noch) nicht. Zu einer Situation wie bei Stuttgart 21
darf es in NRW nicht kommen. Mit verantwortlicher
Politik und Einbindung der Bürger müsste das zu
schaffen sein.                                                                   <

Stand•Punkt
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Pressemitteilung der AGSNRW vom 19.10.2010:
AGSNRW-Einsatz für das Handwerk

Am 1.10.2010 trafen sich in der Handwerks kammer
Düsseldorf Josef Zipfel, neuer Haupt geschäfts füh -
rer des Nordrhein-Westfälischen Handwerks tages
(NWHT), und André Brümmer, Vorsitzender der
AGSNRW.

In dem Gespräch ging es u. a. um die geplante Ände -
rung der Gemeindeordnung („Regelung der wirt -
schaft lichen Betätigung der Gemeinden“, § 107). Die
rot-grüne Landesregierung möchte die unter dem
Motto „Privat vor Staat“ durchgesetzten Änderun -
gen zurücknehmen und die Gemeindeordnung wie-
der mehr am Allgemeinwohl ausrichten. Dabei müs-
sen nach gemeinsamer Überzeugung von NWHT
und AGS die neuen Regelungen auch Interessen des
Handwerks berücksichtigen. Das örtliche Handwerk
muss für die Gemeinden wieder ein wichtiger Auf -
tragspartner werden und sich in einem fairen Wett -
bewerb mit Konzernen und Stadtwerken behaup-
ten können.
Ein zweites Thema war der Luftreinhalteplan in
NRW. Die In nenstädte mit Umweltzonen können
bisher mit dem Handwerker-Parkausweis (als Aus -
nahmeregelung) auch mit älteren Firmen fahr zeu -
gen befahren werden. Diese Regelung läuft zum
31.12.2010 aus, bisher ersatzlos. NWHT und AGS for-
dern, die bisherige Regelung als Übergangsrege -
lung so lange beizubehal ten, bis es eine neue (ge -
plant: bundesweite) Regelung gibt. Es muss Pla -
nungssicherheit für das Handwerk erreicht werden.

Beide Themen wurden noch am gleichen Tag von
André Brümmer im Parteivorstand der NRWSPD an -
gesprochen, mit der Zusage von Minister präsiden -
tin Hannelore Kraft, sich für die Belange des Hand -
werks einzusetzen.                                                         <

Pressemitteilung der NRWSPD vom 20.10.2010:
Fachgespräch zur Änderung des
Gemeindewirtschaftsrechts der
SGKNRW

Die Freiheit von Stadtwerken und anderen kommu-
nalen Unternehmen bei der Wahrnehmung von Auf -
gaben der Daseinsvorsorge, insbesondere im ener -
giewirtschaftlichen Bereich, muss wieder erweitert
werden. 

Das war einhellige Meinung der Teilnehmer des
Fach gesprächs der Sozialdemokratischen Gemein -
schaft für Kommunalpolitik in NRW (SGK NRW).
Über 100 VertreterInnen aus Verbänden, Unter neh -
men, Verwaltung und Kommunalpolitik konnte
Bernd Scheelen, MdB aus Krefeld und stv. SGK-
Landesvorsitzender, am Dienstag im Landtag zur
Dis kussion über die geplanten Änderungen des
Gemeindewirtschaftsrechts begrüßen.
Hans-Willi Körfges, stellvertretender SPD-Fraktions -
vorsitzender, stellte zunächst den gemeinsamen
Gesetzentwurf von SPD und GRÜNEN vor. Er beton-
te, dass in keinem anderen Bundesland die kommu-
nalen Unternehmen so stark gefesselt würden wie
in NRW. Dadurch komme es zu erheblichen Wett -
bewerbsbenachteiligungen z. B. gegenüber Stadt -
wer ken anderer Bundesländer und die wirtschaftli-
che Lage der Kommunen werde massiv verschlech-
tert. Dies wolle die neue Landesregierung und die
rot-grüne Koalition wieder ändern und zu einem
zeitgemäßen Gemeindewirtschaftsrecht kommen.

Die aktuelle Regelung hatten CDU und FDP 2007 in
der Gemeindeordnung verankert und damit die
effektive Sicherung der Daseinsvorsorge durch die
Kommunen erheblich erschwert. Der Vorrang privat-
wirtschaftlicher Betätigung vor der öffentlichen Da -
seinsvorsorge, ausgedrückt in der Formel „Privat vor
Staat“ sei rein ideologisch begründet. Dass die Kom -
mu nalwirtschaft nur noch nachrangig tätig werden
dürfe, wenn ein „dringender“ öffentlicher Zweck
dies erfordere, sei nicht nachvollziehbar.

Handwerk

Alle Pressemeldungen der AGSNRW hier:
www.ags-in-nrw.de/presse.htm



AGS:Nachrichten (Oktober 2010)

5

Das Versprechen vom „Bestandsschutz“ wirtschaft-
licher Betätigung sei rückwärtsgewandt, weil Be -
standsschutz in dynamischen Märkten Rückschritt
bedeute. Körfges betonte, dass mit dem vorliegen-
den Gesetzentwurf ein Angebot an die anderen
Land tagsfraktionen gemacht werde. Die weiterge-
henden Vorstellungen der SPD hätten keine Berück -
sichtigung gefunden, um nicht in die Falle ideologi-
scher Scheindebatten zu gehen. „Wir wollen die
Lage der kommunalen Unternehmen konkret ver-
bessern, darum geht es“ so Körfges.

Dies konnten die beiden Referenten Markus
Moraing, Geschäftsführer des Verbandes kommu-
naler Unternehmen in NRW (VKU) und Guntram
Pehlke, Vorstandsvorsitzender der Dortmunder
Stadtwerke (DSW 21) nur unterstützen: „Es ist aus-
gesprochen wichtig, dass der Gesetzentwurf eine
Mehrheit im Landtag findet“, so Moraing. „Wir müs-
sen das Gemeindewirtschaftsrecht von ideologi-
schen Scheuklappen befreien.“ Die Verschärfungen
seien in der Vergangenheit nicht so spürbar gewor-
den, weil die frühere Landesregierung große Ver -
fahren – vorbei an den Festlegungen der Gemein de -
ordnung – politisch entschieden habe. Man habe es
heute nicht mit Klarheit, sondern mit Unklarheit zu
tun, nicht mit Chancengleichheit, sondern Benach -
teiligung. Auf privater Seite ständen vor allem die
vier großen privaten Energieversorger, denen die
Stadt werke wohl kaum gefährlich werden können,
so Moraing weiter.

Guntram Pehlke betonte die drei Unterschiede zwi-
schen privaten und kommunalen Unternehmen wie
folgt:
1. Die Stadtwerke arbeiten mit dem Geld der Bürger.

Ihr Auftrag ist nicht in erster Linie die Gewinn -
maxi mierung, sondern die Daseinsvorsorge für
die Bevölkerung.

2. Stadtwerke und lokales und regionales Handwerk
sind Partner. Die Aufträge der Stadtwerke gingen
in erster Linie an sie und stärkten Wirtschaft und
Arbeitsmarkt vor Ort.

3. Deshalb habe die Kommunalwirtschaft auch das
Recht, Chancengleichheit mit der Privatwirt schaft
zu verlangen und nicht etwa benachteiligt zu wer-
den. Dies gelte auch, wenn es um zusätzliche
Kriterien ginge, wie beispielsweise Tariftreue,
soziale Standards oder ökologische Ziele wie mehr
Energieeffizienz, die sinnvoll seien.

Pehlke hob aus Sicht der Stadtwerke hervor, dass es
in Nordrhein-Westfalen im Bereich Energieversor -
gung viele Stadtwerke aus anderen Bundesländern
am Markt gebe, die hier frei operieren könnten.
Anders herum dürften nordrhein-westfälische Stadt -
werke nicht in Konkurrenz zu den anderen Stadt -
werken treten. Dies verbiete die Gemeindeordnung.
„Ich darf in meinem Spielfeld verteidigen, aber nicht
in die gegnerische Hälfte, während sich der Gegner
in meiner Spielhälfte tummelt. Da kann man nur
verlieren“, verglich er die Lage mit einem Fußball -
spiel.
Moraing und Pehlke betonten, dass die kommuna-
len Unternehmen keine Vorteile am Markt wollen,
aber Nachteile gegenüber öffentlichen und priva-
ten Unternehmen abgebaut werden müssen.

In der anschließenden Diskussion wurde die Initia -
tive der Rot-Grünen Landtagsfraktionen einhellig
be grüßt. Befürwortet wurden die Erleichterungen
zu Gründung und Beteiligung von Unternehmen im
Rahmen des § 108 des Gesetzentwurfes.

Bedenken äußerten die Vertreter der Industrie- und
Handelskammer, des Handwerkstages NRW und des
Verbandes der Garten-, Landschafts- und Sportplatz -
bauer. Sie befürchten, dass die Erweiterung der ener-
giewirtschaftlichen Betätigung auf damit verbunde-
ne Leistungen (§ 107a Abs. 2) die kleinen und mittel-
ständischen Unternehmen vor Ort benachteilige.
Da rauf erwiderte Guntram Pehlke, dass die kommu-
nalen Unternehmen der ideale Partner für das
Hand werk seien. Für einen Mitarbeiter in seinem
Unternehmen werden in etwa 1,7 Handwerker mitfi-
nanziert. Dies werde sich auch nach einer Ge set zes -

Handwerk
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änderung nicht ändern. Die besondere Bedeutung
des Handwerks durch einen Entschließungsantrag
im Wege des Gesetzgebungsverfahrens zu betonen,
konnte sich Hans Willi Körfges gut vorstellen. Ab -
schlie ßend bedankten sich Bernd Scheelen und Bern -

hard Daldrup für die Teilnahme an der Veran staltung
und appellierten an die Teilnehmer, ihre Mög lich kei -
ten zu nutzen, um in Gesprächen mit Poli tikern für
eine entsprechende Zustimmung zum Gesetz im
Land tag zu werben.                                                        <

Handwerk

Gemeindewirtschaftsrecht (§107)
Einigung in Sicht?

Die AGS hat sich im Interesse des Handwerks, aber
auch in Verantwortung für die Kommunen und Op ti -
mie rung der Daseinsvorsorge seit Jahren mit den
jeweiligen Änderungen des Gemeindewirtschafts -
gesetzes be schäftigt.

Änderungen des jeweils geltenden Gemeinde wirt -
schaftsrechts entwickeln sich offenbar zum Stecken -
pferd jeder neuen Landesregierung. Ziele wie
„Stärkung der Kommunen/Stadtwerke“ und „Privat
vor Staat“ erscheinen unvereinbar. Dabei sind Po si -
tionen denkbar, die alle Interessen berücksichtigen.

Dazu ein Kommentar von André Brümmer:

Dazu gehört, das örtliche Handwerk nicht zu „ver -
gessen“, sondern seine berechtigten Interessen zu
berücksichtigen. Die besondere Bedeutung des
Handwerks durch einen Entschließungsantrag im
Wege des Gesetzgebungsverfahrens zu betonen,
kön nte ein Schritt in die richtige Richtung sein. Die
Tätigkeitsfelder von Privat und Staat müssen abge-
grenzt werden, d.h. der Hausbereich muss dem Hand -
werk vorbehalten bleiben. Am Ende sollte ein zu -
kunfts beständiger Gesetzesentwurf stehen, der mit
breiter Mehrheit beschlossen werden kann. Ma xi -
mal-Positionen müssen geräumt werden und ei ner
einvernehmlichen Lösung Platz machen. Die AGS
wird sich weiter in den Prozess einbringen, in en gem
Kontakt mit den Kammern und der NRW SPD. <

Vorankündigung

Arbeitskreis „Finanzen“:
Sonderausgabe der AGS:Nachrichten

Etwa Mitte November wird eine Sonderausgabe der
AGS:Nachrichten aus dem AK Finanzen er scheinen.
Sie beinhaltet unter anderem einen Kommentar von
Christiane Schmitz zum wirtschafts- und finanz poli -
tischen Beschluss des SPD-Bundespartei tages vom

26. September 2010 hinsichtlich des The mas „Inves -
ti tionen statt Spekulationen – Eine neue Ordnung für
die Finanzmärkte“ sowie ein von Dr. Die ter Schmid
und Peter Hilliger (beide AGS Bayern) entwickeltes
Papier mit dem Titel „Die Bewältigung der Finanz kri -
se – Chan cen für eine Neuorientierung“.
Sobald die Sonderausgabe verfügbar ist, werden wir
unsere Abonnenten darauf hinweisen. <

Foto: „Finanzen mit Dow Jones“ © 2010 stormpic / aboutpixel.de
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AGS Gelsenkirchen
Besuch beim CJD in Herten

Interessiert am CJD Herten zeigten sich 14 Gäste der
Arbeitsgemeinschaft Selbständige in der SPD (AGS)
aus den Verbänden Gelsenkirchen und Reckling hau -
sen. Sie besichtigten die Werkstätten des CJD an der
Langenbochumer Straße 379, in denen beinträchtige
und benachteiligte junge Menschen durch die Ver -
mittlung von praktischen Kenntnissen und Er fah -
rungen auf eine spätere Ausbildung vorbereitet wer-
den. 
Bei der Führung über das Werkstattgelände gingen
die Besucher durch die Metall-, Maler- und Schrei -
nerwerkstatt. Der Tischlermeister und Ausbilder
Christoph Staretschek erläuterte anschaulich die
Inhalte der berufsvorbereitenden Maßnahmen und
betonte die besonderen Anforderungen bei der
Vermittlung von handwerklichen Fähigkeiten. „Bei
uns lernen sie zunächst einmal, sich an einen gere-
gelten Tagesablauf zu gewöhnen“, so Staretschek.
„Deshalb ist bei uns Ausbildern neben einer fundier-
ten handwerklichen Qualifikation auch pädagogi-
sches Einfühlungsvermögen gefragt, um die jungen
Menschen umfassend und qualifiziert betreuen zu
können“. Einen plastischen Eindruck von der Arbeit
in den Werkstätten des CJD Herten konnten die
Gäste direkt mit nach Hause nehmen: Nach der
Besichtigung erhielten sie ein von den Jugendlichen
selbst gefertigtes Solitair-Spiel. 

Aber auch der Netzwerkgedanke spielte eine wichti-
ge Rolle bei der Veranstaltung. „Wir freuen uns be -

son ders über den Besuch, weil wir so die Gelegen -
heit haben, unsere Arbeit weiter bekannt zu machen
und neue Freunde und Förderer zu finden“, sagt
Marco Schlicht, Jugenddorfleiter des CJD Herten.
„Mich haben Sie schon als Unterstützerin gewon-
nen und, ich bin sicher, auch einige andere aus die-
ser Runde!“ sagte die Vorsitzende der AGS Gelsen -
kirchen, Eva-Maria Siuda, am Ende des Abends. 
„Denn es ist sichtbar und spürbar, mit wie viel Enga -
gement und Herzblut Sie sich um die ( jungen) Men -
schen kümmern! Die Wirtschaft braucht Einrich -
tungen wie die Ihre, die Menschen ermutigt, ihre
Chancen zu erkennen, zu nutzen und sich zu qualifi-
zieren.“                                                                             <

Aus den Regionen

Das CJD Herten ist ein dezentraler Verbund berufsbil-
dender, sozialtherapeutischer und sozialer Einrich tun -
gen. Es hat seinen Sitz in der ehemals größten Berg -
baustadt Europas, welche mit den direkt angrenzen-
den Städten, Gelsenkirchen, Recklinghausen, Her ne
und Marl ein echtes Stück „Revier“ bildet.Das CJD Her -
ten verfügt als Bildungsträger über Werkstätten in un -
ter schiedlichen Gewerken und führt berufsvorbereiten-
de Maßnahmen, überbetriebliche Ausbil dun gen, Inte -
gra tionskurse sowie Trainingsmaßnahmen durch. Das
CJD Herten betreut zudem jugendliche und junge er -
wachsene Mütter in einem speziellen Mutter-Kind-
Haus und hilft Jugendlichen bei der Per sönlich keits -
stabilisierung. Im CJD wohnen, leben, lernen und arbei-
ten zu können, ist für viele Kinder, Ju gendliche und
junge Erwachsene eine große Chance, ihr Leben in gere-
gelte Bahnen zu lenken. Das CJD Her ten ist eine Ein -
richtung im Christlichen Jugend dorf werk Deutsch -
lands e.V. (CJD). Zur Webseite: www.cjd-herten.de.
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AGS Herne
Grüne Flotte im Betrieb

Für Unternehmen und Selbstständige ist es heutzu-
tage wichtiger denn je, mobil zu sein. Kunden und
Geschäftspartner schätzen und erwarten eine hohe
Flexibilität. Die betriebliche Mobilität ist aber nicht
nur ein nicht zu unterschätzender Faktor direkter
Kos ten, sondern auch langfristiger Ausgaben und
be trieblicher Entwicklung. 

Deshalb war die AGS Herne beim Arbeitskreis Um -
welt des Herner SPD-Unterbezirks am 14.9.2010 zu
Gast. Im Vortrag des Vorsitzenden des VCD-Kreis ver -
bandes Bochum / Gelsenkirchen / Herne, Jürgen Ei -
chel, wurden verschiedene Aspekte betrieblichen
Ver kehrs dargestellt. Dabei ging es zum einen um
alternativen Frachtverkehr und zum zweiten um
den betrieblichen Personenverkehr („Berufs ver -
kehr“, „Geschäftsreisen“ usw.). Erste Initiativen „Mit
dem Fahrrad zum Betrieb“ haben sich dem Thema
alternativer Verkehre bereits angenommen, doch ist
dieses Thema weiter ausbaufähig, wie zum Beispiel
auch betriebliche oder betriebsübergreifende Fahr -
ge meinschaften.

In die Diskussion eingebracht wurden auch Ergeb -
nisse des Verkehrsgipfels Ruhr, über die Genossin
Kirsten Eink referiert. Dieser Verkehrsgipfel fand,
veranstaltet von „pro Ruhrgebiet“, am 7.9.2010 in
Gel senkirchen statt, wobei das Ulmer Modell
„Car2Go“ (ca. 18.000 registrierte Nutzer bei 170.000
Einwohnern in Ulm), Elektro-Mobilität und „Metro -
RadRuhr“ als größtes Fahrradverleih-System in
Deutsch land die wesentlichen Themen waren. Als
weiteres Thema alternativer betrieblicher Verkehre
wurde auch das Voranbringen der Bahn genannt,
wobei nicht ihre Fahrzeuge im Mittelpunkt der
Über legungen standen, sondern der Zustand von
Schienennetz und weiterer technischer Anlagen
sowie diverse Streckenführungen (z.B. fehlende Di -
rekt-Verbindung der Flughafenbahnhöfe Düssel -
dorf/Frankfurt, fehlende Bypass-Lösungen). 

Das vom Bund geförderte Programm „Grüne Flotte
im Betrieb“ kann von Betrieben und Selbst stän di -
gen konkret genutzt werden, die sich unter der
Adres se www.vcd.org informieren, sich aber auch
an den örtlichen VCD-Kreisverband wenden kön-
nen, um ökologisch und ökonomisch sinnvolle Mo -
bi litätslösungen zu erarbeiten und so Flexibilität zu
erhalten und gleichzeitig Kosten zu sparen. 

Auf diese Weise gewinnen alle Beteiligten – die Um -
welt, die selbständigen Unternehmer und über den
geschaffenen Wettbewerbsvorteil auch deren Ar -
beit nehmer.                                                                     <

AGS Dortmund
Neuwahl des Unterbezirksvorstands

Auf ihrer Unterbezirkskonferenz
am 26.10.10 hat die Dortmunder
AGS einen neuen Unterbezirks -
vor stand ge wählt. Neuer Vor sit -
zen der ist der 45-jährige Dipl.-In -
ge  nieur Michael Henke, seine
Stell vertreter sind der Grafik-De -
signer Jürgen Gutermann sowie

Rechts anwalt Franz Rüther, der nach 8 Jahren in die-
sem Amt nicht mehr für den Vorsitz kandidierte.

Den neuen Vorstand vervollständigen die Beisitzer
Dr. Andreas Bach, Dr. André Bartholome, Dirk Goos -
mann, Manuel Kabis, Thomas Krause, Kornelia Mi -
chalski, Gisela Refflinghaus und Barbara Wenzel. 

Zuvor hatte der Dortmunder Oberbürgermeister
Ullrich Sierau in seinem Vortrag die beeindruckende
Bilanz der Stadt anhand verschiedener Kenngrößen
vorgestellt. Daran schloss sich ein Vortrag von Ul rich
Smorra vom Dortmunder Job-Club über die Arbeit
des Beschäftigungspaktes „BestAger“ an.

Gast der Veranstaltung war außerdem André Brüm -
mer, Landes vorsitzender der AGS in NRW.                 <

Aus den Regionen

Michael Henke

http://www.best-ager-50plus.de
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Aus den Regionen

AGSREGIOAACHEN
Treffen mit der HWK Aachen

Am 13.10.2010 trafen sich in der Handwerkskammer
Aachen deren Hauptgeschäftsführer Ralf Barkey,
Georg Stoffels, zuständig für Handwerksorganisa -
tion, und André Brümmer, Vorsitzender der AGS in
der Regio Aachen, zum Meinungsaustausch.

Themen waren:
a. die geplante Änderung der NRW-Gemeinde -

ordnung, u. a. die Regelung wirtschaftlicher Betä -
ti gung der Gemeinden in § 107. 

b. der Luftreinhalte-Plan in NRW; Handwerker-Park -
ausweis als Ausnahme-Fahrgenehmigung.

Beide Themen wurden auch mit Vertretern des
NWHT besprochen (s. Pressemitteilung, S. 4).

Weiterhin Probleme haben Handwerker mit außer-
europäischem Migrationshintergrund: Die von ih -
nen in ihrer alten Heimat erlernten Berufe dürfen
sie bei uns als Selbständige oft nicht ausüben. Es ist
kaum vermittelbar, dass ein bulgarischer Friseur
auf grund EU-rechtlicher Anerkennungsregeln hier
einen Betrieb führen darf, sein türkischer Kollege
aber nicht.

Bildung und Ausbildung sind Schlüssel zur gelunge-
nen Integration. Wenn mehr unserer türkischen Kol -
le ginnen und Kollegen nach geprüfter Eignung aus-
bilden dürfen, könnten viel mehr junge Leute eine
Ausbildung erhalten. Eine geplante Veranstaltung
soll zur Information türkisch-stämmiger Gewerbe -
trei bender beitragen. 

Herr Barkey machte auf einen Misstand aufmerk-
sam, die Berufliche Bildung betreffend: In NRW nut-
zen jedes Jahr ca. 260 Tsd. Menschen handwerkliche
Berufsbildungseinrichtungen. Trotzdem ist die staat -
liche Förderung dieser Bildungs-Maßnahmen völlig
unzureichend. Er nannte einen Sanierungs bedarf
von ca. 80 Mio. Euro bei den genutzten Gebäuden.

Bei der Verteilung von Konjunkturpaket-Mitteln
blieb das nahezu unberücksichtigt. Andre Brümmer
wird sich mit der Landes- und Bundes-AGS für eine
Gleichbehandlung von gewerblich-technischer und
schulischer Bildung einsetzen. 

Eine Fortsetzung des konstruktiven Meinungs aus -
tausches wurde vereinbart.                                          <

Vorstandssitzung der AGSNRW in Köln
WirtschaftsJunioren zu Gast

Auf unserer letzten AGSNRW-Vorstandssitzung am
12. Oktober hatten wir als Vertreter der Wirtschafts -
Junioren (WJ) Köln Herrn Severin Brinkmann zu Gast,
Rechts anwalt aus Köln. Den Kontakt zu den WJ hatte
unser Vorstandsmitglied Christiane Schmitz herge -
stellt.

Christiane Schmitz nahm an einer Podiumsdiskus -
sion der WJ Köln teil und vereinbarte in Folge einen
Austausch zu insbesondere überregionalen The -
men. Herr Brinkmann stellte unseren Vorstandsmit -
gliedern die WJ vor. Auf ihrer Internet-Seite beschrei -
ben sie sich wie folgt:

Wir sind junge Unternehmer und Führungskräfte bis
40 Jahre, mit über 10.000 Mitgliedern in Deutsch land.
Unser Einsatz und unsere Mühen sind von klar umris-
senen Zielen getragen. Im Vorder grund stehen:
- das Verantwortungsbewusstsein zur Bewältigung
sozialer und ökologischer Herausforderungen der
Gegenwart und der Zukunft,

- das Verständnis für die Eigenverantwortung des
Einzelnen,

- die Anpassung des Bildungssystems an die Anfor -
derungen der Wirtschaft.

Wir sind 8 Arbeitskreise, 111 Mitglieder, 150 Förder mit -
glieder, 50 Interessen ten.

Die AGSNRW wird sich an einem weitergehenden
Aus tausch gerne beteiligen.                                         <
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AGS-Landesvorsitzender NRW
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<

Termine
Alle aktuellen Veranstaltungshinweise finden sich
auf unserer Webseite:
> www.ags-in-nrw.de/termine.htm

Redaktions schluss für die November ausgabe der
AGS:Nachrichten ist der 21.11.2010. 

Umweltzonen
Minister zwingt Handwerker zu
neuen Autos
DerWesten.de, 29.10.2010, Tobias Blasius

Düsseldorf. NRW-Umweltminister Remmel

streicht die Sondererlaubnis, mit Fahr zeu gen

ohne Plakette in Umweltzonen zu fah ren.

„Das ist ein Super-GAU für das Hand werk“,

schimpft die Handwerks kam mer Düsseldorf.

Nordrhein-Westfalens Handwerker machen Front

gegen den neuen Umweltminister Johan nes Rem -

mel. Hintergrund ist die Weigerung des Grünen-Po -

li tikers, älteren Firmenfahrzeugen auch weiterhin

die Einfahrt in die 15 Um welt zo nen des Landes zu

gestatten. Bislang profitie ren Handwerker-Autos,

die keine Umwelt pla ket te bekommen, von einer

Son dererlaubnis, die un bü ro kratisch an den so ge -

nannten Hand wer ker parkausweis gekoppelt ist. 

Damit soll Ende des Jahres aber Schluss sein.

Umweltminister Rem mel will Ausnahmen nur noch

unter strengen Auflagen gewähren. So müssten die

Hand wer ker künftig nachweisen, dass ihre Fahr -

zeu ge technisch nicht nachrüstbar sind oder der

Auf wand wirtschaftlich nicht zumutbar wäre.

„Das ist ein Super-GAU für das Handwerk und

käme für Hunderte Betriebe einem Gewerbe ver bot

gleich“, schimpft Thomas Köster, Haupt ge schäfts -

führer der Handwerkskammer Düssel dorf. Der zu

erwartende bürokratische Aufwand für die zumeist

kleinen Unternehmen sei „unzumutbar“.

Die Handwerksbetriebe hätten ausreichend Zeit

gehabt, sich auf die neuen Anforderungen ein zu -

stellen, erklärte auf Anfrage ein Sprecher des Um -

weltministers. Die Aus nahmegenehmigung für das

Handwerk sei von vornherein befristet gewesen

und werde nun durch eine einheitliche Regelung

ersetzt. „Wir greifen nur dem vor, was demnächst

bundesweit Praxis sein wird“, so der Ministeriums -

sprecher. „Das ist pure Ideologie, oh ne jeden ökolo-

gischen Nutzen“, wettert Kam mer präsident Wolf -

gang Schulhoff. Er will sich bei Ministerpräsidentin

Hannelore Kraft (SPD) für eine Übergangslösung

einsetzen.

Firmeninhaber wie Rudolf Heidrich, Dach decker -

meister aus Essen, stehen andernfalls offen bar vor

einem ernsten Problem. Sieben seiner 15 Fahr zeuge

könnten künftig nicht mehr genutzt werden. Er

müsste einen Groß kre dit aufneh men, um den Fuhr -

park rasch zu er neu ern. „Dabei ist die Schad stoff -

belastung ohnehin gering, weil mei ne Leute ja nur

morgens den Wagen beladen und damit zur Bau -

stelle fahren“, so Heidrich.

Das Thema brennt den Handwerkern an Rhein und

Ruhr unter den Nägeln. Bei einer kammerinternen

Umfrage hatten 5.290 Betriebe mit 23.422 Fahr zeu -

gen zum Teil existenzielle Be den ken ange mel det.  <

In letzter Minute: „Aus der Presse“

Die Problematik ist im vorstehenden Artikel treffend
beschrieben. Die HWK Düssel dorf hat zum Thema ei -
ne Presseerklärung abgegeben, die wir inhaltlich un -
ter stützen. Bevor eine einheitliche Bun desregelung
in Kraft tritt, darf in NRW keine Si tua tion geschaffen
werden, die Handwerksbetriebe nach haltig schädigt.
Die Folgen hätten auch die Ver brau cher zu tragen!
Unsere Forderung an das Um welt  minis te rium lau-
tet: Die bestehende Übergangs re ge lung muss über
den 31.12. hinaus verlängert werden!                           <

Dazu ein Kommentar von André Brümmer:

http://www.hwk-duesseldorf.de/presse/presse57_2010.html
http://www.ags-in-nrw.de/termine.htm

